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Solche Lageberichte sind regelmäßig nur 
für den Dienstgebrauch gedacht und 
werden als Verschlusssache eingestuft.1 
Sie dienen sowohl dem Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) in Asyl-
fragen, als auch Gerichten sowie Innen-
behörden der Länder als Entscheidungs-
grundlage für aufenthaltsrelevante Ent-
scheidungen. 

Die Zahl der Abschiebungen in den Irak 
ist in den letzten Jahren stark angestiegen. 
Während im Jahr 2022 77 Menschen in 
den Irak abgeschoben wurden, stieg diese 
Zahl im Jahr 2023 auf 300, während 2024 
schon 699 Menschen in das Land abge-
schoben wurden.2 Hintergrund sind Ver-
einbarungen, die die deutsche und die 
irakische Regierung im Mai 2023 getrof-
fen haben. Die in den letzten Jahren stark 
erhöhte Zahl an Abschiebungen in den 
Irak suggeriert, dass es in den letzten 
Jahren große Verbesserungen der Sicher-
heitslage im Irak gegeben hat. Wie es um 
die Sicherheitslage tatsächlich bestellt ist, 
zeigt der Lagebericht des Auswärtigen 
Amtes. 

Aktuelle Lage im Irak 
Grundsätzlich ist die Sicherheits-
lage im Irak insbesondere für zivil-
gesellschaftliche Akteur*innen, wie 
Menschenrechtsverteidiger*innen und 
Medienschaffende weiterhin prekär. Diese 

1	  Das Auswärtige Amt stuft die Lagebericht 
zwar als „Verschlusssache – Nur für den Dienstge-
brauch“ ein. Bei einer Anfrage nach dem Informa-
tionsfreiheitsgesetz (IFG) wird aber regelmäßig nur 
ein kleiner Teil geschwärzt und der Rest herausge-
geben. Frag den Staat hat gemeinsam mit Pro Asyl 
eine Kampagne gestartet, um mehr Lageberichte 
der Öffentlichkeit, mittels IFG-Anfragen zur Verfü-
gung zu stellen. Weitere aktuelle Lageberichte findet 
ihr hier: https://fragdenstaat.de/kampagnen/lagebe-
richte/ 
2	  https://dserver.bundestag.de/
btd/21/014/2101416.pdf 

haben unter Einschüchterung und Bedro-
hungen, v.a. durch nichtstaatliche, bewaff-
nete Milizen zu leiden. Auch Verstöße 
gegen die Menschenrechte durch das Jus-
tizsystem sind im Irak weit verbreitet. 
Zahllose Gesetzesänderungen bzw. neue 
Gesetze zeigen außerdem die Stoßrich-
tung des aktuellen Regimes unter dem seit 
2022 aktiven Premierminister Moham-
med Shia Al-Sudani. 

Die Rechtslage 
Im März 2023 wurde ein Alkoholverbot 
verabschiedet, das zunehmend konse-
quent umgesetzt wird und von nicht-mus-
limischen Bevölkerungsgruppen als dis-
kriminierend eingeschätzt wird. Am 27. 
April 2024 wurde ein Gesetz beschlossen 
mit dem „homosexuelle Handlungen und 
Imitationen des anderen Geschlechts“ 
mit bis zu 15 Jahren Gefängnis bestraft 
werden können. Am 21. Februar 2025 
wurde außerdem das Personenstands-
gesetz aktualisiert, sodass eine Öffnung 
zu einer Scharia-basierten Regelung für 
Schiit*innen ermöglicht wird, was abseh-
bar zu rechtlichen Benachteiligungen für 
Frauen führen kann. Gleichzeitig wurde 
ein sich schon lange Zeit im parlamentari-
schen Prozess befindlicher Gesetzesent-
wurf zu häuslicher Gewalt nicht verab-
schiedet. Und auch in den Bereichen, in 
denen bürgerliche Freiheiten in der Ver-
fassung festgeschrieben sind, gibt es keine 
Garantie, dass diese auch im heutigen Irak 
garantiert bzw. umgesetzt werden. Ein 
Beispiel hierfür ist die Pressefreiheit: Der 
Irak steht heute auf Rang 160 von 180 im 
Weltpressefreiheitsranking von Reporter 
ohne Grenzen. 

Im Kontext des Iraks ist weiterhin die 
Trennung zwischen der faktisch autono-
men Region Kurdistan-Irak (RKI) und die 
von der Zentralregierung in Bagdad kon-

„… weiterhin prekär“
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Hier erfolgt eine Einschät-
zung des Lageberichts 
Irak des Auswärtigen 
Amts vom Februar 2025. 
Lageberichte werden 
vom Auswärtigen Amt zu 
verschiedensten Herkunfts-
ländern erstellt, und sollen 
ein realistisches Bild der 
Lage vor Ort liefern. Ist das 
hier gelungen?
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trollierten Gebiete zu beachten. Gleich-
zeitig gibt es auch umstrittene Gebiete, 
in denen aufgrund eines Sicherheitsvaku-
ums, der Islamische Staates (IS) wieder 
aktiver wird; Anschläge durch die Ter-
rororganisation gehören nicht nur dort 
zum irakischen Alltag. Bei dem Kampf 
gegen den IS werden irakische Sicher-
heitskräfte auch durch internationale 
Truppen der OIR (Operation Inherent 
Resolve) unterstützt. Diese Mission soll 
jedoch Ende 2026 beendigt werden.3 In 
der RKI kommen zu den Sicherheitsrisi-
ken durch den IS auch noch die Gefahren 
von Angriffen durch das türkische Mili-
tär hinzu. 

Die Lage der 
Minderheiten im Irak 

Die Lage der Minderheiten ist auch im 
Hinblick auf Abschiebungen von insbeson-
dere Jesid*innen aus Deutschland hoch 
relevant.4 Obwohl die irakische Verfas-
sung Minderheitenrechte garantiert, ist 
ihre faktische Umsetzung schwach. Ange-
hörige von Minderheitengruppen sehen 
sich im Alltag häufig mit Diskriminierung, 
mangelnder politischer Repräsentation 
und strukturellen Benachteiligungen kon-
frontiert. 

Die Mehrheit der Jesid*innen hält sich 
in der RKI auf. In der Kurdischen Region 
Irak finden viele Jesid*innen zwar rela-
tive Sicherheit, doch erleben sie weiter-
hin gesellschaftliche Ausgrenzung und 
haben kaum wirtschaftliche Perspekti-
ven. Die UN-Mission „UNITAD“5, die 
sich maßgeblich dem Völkermord des IS 
an den Jesid*innen gewidmet hat, wurde 
auf Wunsch der irakischen Regierung im 
September 2024 beendet. Hassreden 
gegen Jesid*innen im Jahr 2024 haben 
Ängste vor erneuten Angriffen verstärkt 
und zeigen, wie fragil ihre Situation bleibt. 
Viele Jesid*innen leben zudem noch 
immer in Binnenvertriebenen-Camps, die 
mittelfristig von Schließungen bedroht 
sind. Eine Rückkehr in die angestammten 
Siedlungsgebiete z.B. um Sinjar, gestaltet 
sich für viele unmöglich, da die notwen-

3	  https://www.ndr.de/nachrichten/info/
ein-bisschen-abzug-us-soldaten-verlassen-
bagdad,audio-295718.html 
4	  Erst im Juli wurde eine jesidische Familie aus 
Brandenburg in den Irak abgeschoben, obwohl am 
selben Tag ihr Eilantrag gegen ihren abgelehnten 
Asylbescheid positiv beschieden wurde https://www.
tagesschau.de/inland/regional/brandenburg/jesidi-
sche-familie-abschiebeflug-irak-100.html 
5	  United Nations Investigative Team to Promote 
Accountability for Crimes committed by Da`esh/ISIL

dige Infrastruktur, Sicherheit und wirt-
schaftliche Grundlagen fehlen.

Frauenrechte & die Lage von 
LGBTIQ-Personen

Die Situation der Frauen im Irak zeich-
net sich durch eine strukturelle Benach-
teiligung in nahezu allen Lebensbereichen 
aus. Gewalt gegen Frauen ist tief in gesell-
schaftlichen Strukturen verankert und 
wird teilweise sogar normativ legitimiert – 
fast 40 % der Frauen und Mädchen halten 
Gewalt durch den Ehemann für gerecht-
fertigt. Der hohe Anteil von Kinderehen 
(25 % der Mädchen heiraten vor 18) ver-
schärft die Abhängigkeit von Männern 
und erschwert Bildung sowie Selbstbe-

stimmung. Politisch stagniert der Schutz 
vor häuslicher Gewalt, da entsprechende 
Gesetzesinitiativen seit Jahren blockiert 
werden.

Die rechtliche Lage für LGBTIQ-Perso-
nen hat sich seit 2024 dramatisch ver-
schlechtert. Zwar sind bisher keine sys-
tematischen Verhaftungen bekannt, 
doch die Einführung hoher Strafen für 
gleichgeschlechtliche Beziehungen, 
Geschlechtsangleichungen und deren 
„Förderung“ schafft eine Atmosphäre 
permanenter Bedrohung. Diese gesetzli-
che Kriminalisierung verstärkt die bereits 
bestehende gesellschaftliche Ächtung, die 
sich in Gewalt bis hin zu Ehrenmorden 
äußert. Auch in der RKI, wo eine Umset-
zung der Gesetze unwahrscheinlich ist, 

Bundesamt entscheidet 
wieder über Asylanträge 
von Syrer*innen
Aus einer Stellungnahme des BAMF vom 6.10.2025:

„Anfang Dezember des vergangenen Jahres hatte das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) alle Entscheidungen zu Asylanträgen von Syrerinnen 
und Syrern ausgesetzt, die in Zusammenhang mit der Lage in ihrem Herkunfts-
land stehen. 

Das Bundesamt hatte dies mit der unübersichtlichen, dynamischen Lage nach 
dem Sturz des Assad-Regimes begründet. Entschieden wurden seither ledig-
lich sicherheitsrelevante Verfahren, Verfahren von Straftätern und Gefährdern, 
sowie Verfahren, die ohne die Bewertung der Lage im Herkunftsland entschie-
den werden können. 

Dieser Verfahrensaufschub wurde Ende September 2025 modifiziert. Seither 
entscheidet das Bundesamt auch wieder Verfahren aus der Gruppe der jungen, 
arbeitsfähigen, alleinreisenden Männer. 

Darüber hinaus entscheidet das BAMF diejenigen Verfahren, in denen die Ent-
scheidungshöchstfrist von 21 Monaten abgelaufen ist. Entscheidungen über 
Familienasyl sollen hingegen – unabhängig der Lage im Herkunftsland – der-
zeit noch nicht getroffen werden. Auch Widerrufsverfahren bei Heimreisen von 
Schutzberechtigten werden wieder bearbeitet, ebenfalls beginnend mit jungen 
Männern. 

Erste Anhörungen von Syrerinnen und Syrern, die in Deutschland Asyl bean-
tragt haben, führt das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bereits seit Mai 
wieder durch. Diese sind inzwischen auf alle syrischen Staatsangehörigen ausge-
weitet worden, mit Ausnahme ethnischer und religiöser Minderheiten. 

Das Bundesamt überprüft weiterhin kontinuierlich die Lage in Syrien und wird 
die Bearbeitung der betroffenen Asylverfahren nochmals ausweiten, sobald die 
Lage weitere Bewertungen zulässt. 

Bei Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung: 
Zentrale-Ansprechstelle@bamf.bund.de“
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hat sich das gesellschaftliche Klima deut-
lich verschärft. 

Binnen- und Klimavertriebene 
und andere Flüchtlinge

Die Lage der Binnenvertriebenen (Inter-
nal Displaced Persons, IDP) bleibt eines 
der zentralen humanitären Probleme des 
Irak. Trotz der Rückkehr von ca. 4,93 Mil-
lionen Binnenvertriebener seit 2014 in 
ihre Heimatregionen leben 2024 noch 
über eine Million Iraker*innen als Ver-
triebene, viele von ihnen unter prekären 
Bedingungen. Die mittelfristig geplante 

Schließung der noch existierenden Camps 
– in denen besonders Jesid*innen Zuflucht 
gefunden haben – verschärft die Unsi-
cherheit. Der Rückzug internationaler 
Hilfsleistungen, insbesondere durch die 
USA, hat die Versorgungslage dramatisch 
verschlechtert und zwingt viele in infor-
melle Siedlungen, die kaum Zugang zu 
grundlegender Versorgung bieten. Gleich-
zeitig fehlen in den Herkunftsregionen 
Infrastruktur, Sicherheit und wirtschaft-
liche Perspektiven, sodass eine nachhal-
tige Rückkehr kaum möglich ist. Damit 
droht eine dauerhafte Marginalisierung 
der IDPs, die zu neuen sozialen Spannun-
gen beitragen kann.

Die seit 2023 erfassten Klimavertriebenen 
verdeutlichen, dass ökologische Fakto-
ren als Konflikt- und Migrationsursachen 
hinzukommen. Die rund 83.000 Men-
schen, die durch Dürre und Ernteaus-
fälle ihre Heimat verlassen mussten, sind 
häufig gezwungen, in den Städten infor-
melle Arbeit zu suchen oder in prekären 
Lagern zu leben. Zusätzlich beherbergt 
der Irak ca. 339.000 ausländische Flücht-
linge, insbes. aus Syrien aber auch aus 
dem Iran, der Türkei und Palästina. Ange-
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sichts der sinkenden internationalen Hilfe 
und der schwachen staatlichen Strukturen 
ist ihre Integration und Versorgung kaum 
gewährleistet.

Humanitäre Versorgung
Die humanitäre Lage im Irak hat sich 
durch den Rückgang internationaler Hilfe 
deutlich verschlechtert. Mit 2,3 Millionen 
Menschen mit humanitärem Unterstüt-
zungsbedarf – davon eine Million akut – 
steht das Land vor einer massiven Unter-
versorgung. Der Ausfall von US-Unter-
stützung und die mangelnde Finanzie-

rung durch andere Geber führen nicht nur 
zu direkten Versorgungslücken, sondern 
auch zu einem indirekten wirtschaftlichen 
Schaden, da der Hilfssektor Arbeitsplätze 
verliert. 

Fazit
Liest man den Lagebericht des Iraks so 
wird deutlich, dass die Sicherheitslage 
im Irak höchst volatil ist. Die Menschen-
rechtslage für verschiedene vulnerable 
Gruppen wie Angehörige von Minder-
heiten (z.B. Jesid*innen), aber auch für 
LGBTQIA+ -Personen ist höchst drama-
tisch. Zahllose Milizen, stehen zwar for-
mell unter der Kontrolle der irakischen 
Regierung, finanzieren sich zum Teil aber 
aus kriminellen Aktivitäten und sind losge-
löst von der staatlichen Befehlskette. Wei-
terhin steht der Irak in vielen Bereichen 
am Scheideweg; das Ende der UNITAD-
Mission, der Abzug der OIR-Mission, die 
mittelfristige Schließung der Vertriebe-
nencamps in der RKI, die angespannte 
Beziehung zwischen der Zentralregie-
rung in Bagdad und der Region Kurdistan-
Irak tragen zu einer unsicheren Lage bei. 
Gleichzeitig leben immer noch zahllose 

durch den IS Vertriebene im Irak, wäh-
rend die Zahl der Klimavertriebenen per-
spektivisch weiter steigen wird. Schon 
jetzt kann die Grundversorgung der 
Bevölkerung durch den Staat nicht durch-
gehend und flächendeckend gewährleistet 
werden – insbesondere die Versorgungs-
lage für ärmere Bevölkerungsschichten ist 
höchst schwierig.6

Die gestiegenen Zahlen vollzogener 
Abschiebungen in den Irak lassen sich, 
führt man sich die Lage dort vor Augen, 
somit eher durch eine verstärkte Koope-
ration und Rücknahmebereitschaft der 
irakischen Behörden anstatt durch eine 
signifikant verbesserte Lage vor Ort erklä-
ren. Lange Zeit lehnte der Irak mit Blick 
auf seine Verfassung unfreiwillige Abschie-
bungen, mit Ausnahme von Straftätern, 
ab. Diese Praxis wurde seit der Rücknah-
mevereinbarung, die die damals amtie-
rende Außenministerin Baerbock 2023 
durchgesetzt hat, aufgeweicht und es 
werden auch im Rahmen von Sammel-
vorführungen reihenweise Passersatz-
papiere durch die irakische Botschaft 
für Iraker*innen ausgestellt, damit diese 
abgeschoben werden können. Ausreise-
pflichtigen Iraker*innen in Deutschland ist 
dementsprechend dringend zu einer Auf-
enthaltsverfestigung zu raten – die hierbei 
vorausgesetzten Integrationsleistungen 
können z.B. durch die Aufnahme einer 
Ausbildung oder nachhaltigen Beschäfti-
gung erlangt werden.7

Simon Dippold ist Referent im AMIF-Projekt Landes-
weite Flüchtlingshilfe / Identitätsklärung beim Flücht-
lingsrat Schleswig-Holstein e.V. www.frsh.de

6	  Das Irakische Ministerium für Arbeit und Sozia-
les gab im Jahr 2023 an, dass ca. 23% der irakischen 
Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze lebt. 
7	  Mehr Informationen für irakische Gefluchtete 
sowie hilfreiche Kontaktadressen zu Beratungsstel-
len gibt es hier: 
https://www.frsh.de/recht-bekommen 

Online-Veranstaltung 

Von Kurdistan-Irak nach Deutschland
Wir erläutern die verschiedenen Möglichkeiten der Einwan-
derung – Fachkräfte, Chancenkarte, Familienzusammen-
führung, Asyl, Studium & Ausbildung, Freiwilligendienste. 
Deutsch und Sorani.

•	 18.11.2025, 18.00 Uhr

Anmeldung und Information: reinhard.pohl@gegenwind.info

Veranstalter: Gesellschaft für politische Bildung e.V.
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